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Die Behörde 2.0
hat durchgehend
geöffnet
Sie stellen Anfragen, tauschen Daten aus,

wickeln Geschäfte ab: Damit die Gesellschaft

funktioniert, stehen Behörden, Bevölkerung

und Unternehmen in engem Kontakt. Um diese

Prozesse effizienter zu gestalten, bietet sich der

schnelle elektronische Weg an: E-Government. E-Government erfordert umfassendes IT-Wissen. Der Bund gibt die Strategie vor.

In ganz Europa häufen sich die Bestrebungen, E-Government

nicht nur national, sondern über alle Verwaltungsebenen hinweg
stärker zu koordinieren. Das Vorhaben stellt auch die Schweiz vor

grosse Herausforderungen: Gerade kleinere Gemeinden können
sich das erforderliche IT-Fachwissen nicht in der Qualität leisten,
die nötig wäre, um umfassende E-Government-Projekte in Eigenregie

durchzuführen. Hierzu braucht es klare nationale Vorgaben
und Unterstützung. Im lanuar 2007 hat der Bundesrat die

E-Government-Strategie Schweiz verabschiedet. Diese nationale

Strategie wurde unter der Federführung des Informatikstrategieorgans

Bund (ISB) in enger Zusammenarbeit mit den Kantonen und
Gemeinden entwickelt. Die Strategie verfolgt drei Ziele:

- Die Wirtschaft wickelt den Verkehr mit den Behörden elektronisch

ab.

- Die Behörden haben ihre Geschäftsprozesse modernisiert und
verkehren untereinander elektronisch.

- Die Bevölkerung kann die wichtigen Geschäfte mit den Behörden

elektronisch erledigen.

Die Vorhaben, die es im Rahmen der E-Government-Strategie
umzusetzen gilt, sind im «Katalog priorisierter Vorhaben» erfasst.

Der Katalog umfasst Leistungen, die aus Sicht der Zielgruppen
und der Verwaltung ein besonders gutes Kosten-Nutzen-Verhältnis

ausweisen, wenn sie elektronisch erbracht werden. Ein
Beispiel für ein solches Vorhaben ist die Abwicklung der Geschäfte

zwischen den Ausgleichskassen und deren Mitgliedern: Wenn die

Unternehmen die Anmeldung ihrer Mitarbeitenden bei den

Ausgleichskassen elektronisch erledigen können, erhöht das die Effizienz

und die Datenqualität auf beiden Seiten. Ein anderes Beispiel
ist die Standardisierung von Personendaten in der Verwaltung:
Werden Datenerfassungssysteme vereinheitlicht, erleichtert dies

die administrativen Abläufe erheblich.

Widmer-Schlumpf hat den Vorsitz
Verantwortlich fur die koordinierte Umsetzung der E-Govern-

ment-Strategie Schweiz ist der Steuerungsausschuss E-Government

Schweiz. Er besteht aus neun Mitgliedern: Je drei Vertreterinnen

oder Vertreter des Bundes, der Kantone und der Städte und
Gemeinden bilden den Ausschuss. Den Vorsitz hat als Vorsteherin
des Eidgenössischen Finanzdepartementes (EFD) derzeit Bundesrätin

Eveline Widmer-Schlumpf inne. Der Steuerungsausschuss
entscheidet über die wichtigsten Vorhaben im Katalog und
bestimmt die Organisationen, welche diese umsetzen sollen.

Als Stabsorgan des Steuerungsausschusses und des Expertenrates

dient die Geschäftsstelle. Sie wird durch den Bund finanziert
und ist beim Informatikstrategieorgan Bund (ISB) angesiedelt,
welches zum Eidgenössischen Finanzdepartement gehört.

Die Bevölkerung schätzt das Angebot
Die Fortschritte der E-Government-Strategie Schweiz misst die
Geschäftsstelle midiilfe eines Controllingprozesses. Wenn Korrekturen
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nötig sind, werden die entsprechenden Massnahmen aus den Daten

abgeleitet. Gemäss der aktuellen Planung werden per Ende 2011
19 und per Ende 2013 gar 37 der 45 priorisierten Vorhaben aus

dem Katalog schweizweit zu über 80 Prozent in Betrieb sein.

Ein wichtiges Merkmal von E-Government Schweiz ist die

Ausrichtung auf die Bedürfnisse der Zielgruppen Wirtschaft, Verwaltung

und Bevölkerung. Um diese Bedürfnisse der Bevölkerung
zu eruieren, werden alle ein bis zwei Jahre 1000 Personen

befragt. Die aktuellste Studie voit 2009 zeigt, dass mit 86 Prozent

ein hoher Anteil der Befragten mit dent Internetangebot der

Verwaltung insgesamt «eher zufrieden» oder sogar «sehr zufrieden»

ist.

Noch sind Aufgaben zu lösen
Die öffentlich-rechtliche Rahmenvereinbarung über die E-Govern-

ment-Zusammenarbeit gilt bis Ende 2011. Um die Kontinuität
der E-Government-Strategie Schweiz und die weitere Umsetzung
zu gewährleisten, hat der Steuerungsausschuss die Geschäftsstelle

beauftragt, Varianten über die Erneuerung der Rahmenvereinbarung

auszuarbeiten. Ziel ist es, die Geschwindigkeit bei der

Realisierung von E-Government zu erhöhen und die Führungsrolle des

Bundes zu stärken, ohne dabei die Kantone und Kommunen von
ihrer Umsetzungsverantwortung zu entbinden.

Stephan Röthlisberger

Leiter Geschäftsstelle E-Government Schweiz

E-GOVERNMENT

E-Government steht für «Elektronische Behörde». Mit

E-Government sollen die Wirtschaft und die Bevölkerung

wichtige Geschäfte mit den Behörden elektronisch
abwickeln. Die Behörden ihrerseits modernisieren

ihre Geschäftsprozesse und verkehren untereinander
elektronisch. Um E-Government in der Schweiz

voranzutreiben, haben Bund, Kantone und Gemeinden ihre

gemeinsamen Ziele in der «E-Government-Strategie
Schweiz» definiert. E-Government kann nur dann

erfolgreich sein, wenn alle drei Staatsebenen vernetzt
zusammenarbeiten.

Weitere Infos: www.egovernment.ch

DIE SCHWEIZ HOLTAUF

Seit 2001 werden mit dem E-Government-Benchmark-

Bericht Dienstleistungen in verschiedenen europäischen

Verwaltungen untersucht. Beteiligt sind die 2?

EU-Mitgliedstaaten sowie Island, Kroatien, Norwegen,
die Schweiz und die Türkei. Untersucht werden unter
anderem die Verfügbarkeit und der Ausbaustand von
elektronischen Dienstleistungen. Die Resultate zeigen,
dass E-Government in Europa auch im letzten Jahr

zugenommen hat. Die Schweiz figurierte in den Bewertungen
der letzten Jahre deutlich unter dem Durchschnittswert.
Grund dafür sind hauptsächlich die föderalen

Strukturen: Sie erschweren das Ziel, elektronische

Dienstleistungen flächendeckend verfügbar zu machen. Im

vergangenen Jahr konnte die Schweiz ihr Angebot aber

deutlich verbessern. Sie liegt aktuell nur noch knapp
unter dem europäischen Durchschnitt.
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